
213 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

20. 10. 1966 

Regierungsvorlage 

Vertrag 
zwischen der Republik österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland über den Durch­

gangsverkehr auf der Roßfeldstraße 

Der Bundespräsident der Republik österreich 
und-

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 

sind in der Absicht, auf der Roßfeldstraße den 
Durchgangsverkehr zu erleichtern, übereinge­
kommen, einen Vertrag zu schließen. 

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevoll­
mächtigten ernannt: 

Der Bundespräsident der Republik österreich 
Herrn außerordentlichen Gesandten und 
bevollmächtigten Minister Dr. Hans 
REICHMANN, 

der Präsident der Bundesrepublik Deutsch­
land 

Herrn außerordentlichen und bevollmäch­
tigten Botschafter Dr. Josef LöNS, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten die nachstehen­
den Bestimmungen vereinbart haben: 

Artikel 1 

(1) Roßfeldstraße ist die vom übersalzberg 
bei Berchtesgaden über das Roßfeld nach überau 
führende, im Eigentum der Bundesrepublik 
Deutschland stehende Straße. 

(2) Scheitelstreck.e im Sinne dieses Vertrages 
sind der Abschnitt der Roßfeldstraße und das 
daran anschließende Gebiet, die im anliegenden 
Lageplan (Blatt 1 und 2) im Maßstab 1 : 2000 
dargestellt sind und auf dem Hoheitsgebiet der 
Bundesrepuhlik Deutschland in der Gemarkung 
ForstbezirkEck die Flurstücke Nr. 55 und 14 
und auf dem Hoheitsgebiet der Republik Oster­
reich in der Katastralgemeinde Weißenbach die 
Grundstücke Nr. 519/4 und 523/2 umfassen. 

Artikel 2 

(1) Die Republik österreich gestattet der 
Bundesrepublik Deutschland, soweit die Scheitel­
stred,l:.e auf österreichischem Hoheitsgebiet liegt, 
den Bau, die Erhaltung und den Betrieb (ein­
schließlich Winterdienst) dieser Strecke sowie die 

Einfuhr und den Einsatz der zu diesem Zweck 
erforderlichen Bau- und Betriebsstoffe, Geräte 
und Einrichtungen zur Sicherung des Ver kehrs. 
Das gleiche gilt für die Bepflanzung des Straßen­
randes. Die Bundesrepublik Deutschland gilt als 
Straßenerhalter im Sinne der österreichischen 
Straßenverkehrsordnung. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland über­
nimmt es, auf ihre Kosten den auf österreichi­
schem Hoheitsgebiet liegenden Teil der Scheitel­
strecke in betriebssicherem Zustand zu erhalten, 
solange der Verkehr auf ihr zugelassen ist. 

(3) Schadenersatzansprüche gegen die Bundes­
republik Deutschland, die im Zusammenhang 
mit den in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Aufgaben der Bundesrepublik Deutschland 
stehen, sind ausschließlich vor den deutschen Ge­
richten geltend zu machen, die für den auf 
deutschem Hoheitsgebiet liegenden Teil der 
Scheitelstrecke zuständig sind. 

Artikel 3 

Die Vertragsstaaten gewähren einander ab 
1. Jänner 1960 .Freiheit von Ein- und Ausgangs"' 
abgaben einschließlich der handelsstatistischen 
Gebühr für die beim Bau der Roßfeldstraße ver­
wendeten sowie für die zur Erhaltung und zum 
Betrieb (einschließlich Winterdienst) der Straße 
erforderlichen Bau- und Betriebsst:offe und Ein­
richtungen zur Sicherung des Verkehrs, soweit 
diese aus dem freien Verkehr eines der Vertrags­
staaten kommen. Das gleiche gilt für Waren zur 
Bepflanzung des Straßenrandes. 

Artikel 4 

(1) Die Vertragsstaaten lassen auf der Scheitel­
strecke einen Durchgangsverkehr nach den Be­
stimmungen dieses Vertrages zu; als Durch­
gangsverkehr gilt im Reiseverkehr auch der Hin­
und Rückweg. 

(2) Eine Grenzabfertigung findet nicht statt. 
Eine Zollabfertigung ist jedoch zulässig, wenn 
an der Scheitelstrecke Verkaufsstellen betrieben 
werden. Jeder. Vertragsstaat bleibt ferner be­
rechtigt, die zur Verhinderung von Zuwider­
handlungen gegen seine grenz- und veterinär­
polizeilichen Vorschriften sowie gegen seine 
Zoll- und Pflanzenschutzvorsch·riften erforder­
lichen Kontrollrnaßnahmen durchzuführen. 
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2 213 der Beilagen 

(3) • -Vom • -Durchgangsverkehr ausgeschlossen 
sind, ungeachtet der Staatsangehörigkeit,Mili­
tärpersonen in Uniform, ferner Personen, die 
Kriegsgerät mit sich führen. 

ArtikelS 

Im Durchgangsverkehr bedarf es keiner 
Durchreisebewillig)lng. Personen im Alter von 
mehr als 16 Jahren müssen einen mit Lichtbild 
versehenen amtlichen Ausweis mit sich führen. 

Artikel 6 

(1) Der Durchgangsverkehr ist ohne Aufent­
halt durchzuführen. Ein vorübergehender Auf­
enthalt auf der Scheitelstrecke sowie auf anlie­
genden Rastplätzen nördlich und bis zu einer 
Tiefe von 50 m südlich der Scheitelstrecke von 
Personen, die nur Reisebedarf mit sich führen, 
steht dem nicht entgegen. Das Zelten und das 
Abstellen von Wohnwagen ist nicht gestattet. 

(2) Das Absetzen und die Aufnahme von Per­
sonen im Durchgangsverkehr ist gestattet. Das 
Auf- und Abladen von Waren im Durchgangs­
verkehr - ausgenommen Reisebedarf während 
des vorübergehenden Aufenthaltes im Sinne des 
Absatz-es 1 Satz 2 - ist unzulässig. 

(3) Ein Abweichen von der Scheitelstreck.e ist 
im Durchgangsverkehr nicht gestattet. Absatz 1 
Satz 2 bleibt unberührt. 

Artikel 7 

(1) Im Durchgangsverkehr von Kraftfahr­
zeugen, Motorfahrrädern und Fahrrädern mit 
Hilfsmotor sowie Anhängern genügen die nadt 
dem Recht eines der Vertragsstaaten für die 
Führung und den Betrieb eines solchen Fahr­
zeuges erforderlichen amtlichen Urkunden. 

(2) Die Vorschriften der Vertragsstaaten über 
den Abschluß und den Nachweis einer Kraft­
fahrzeug-Haftpflichtversicherung bleiben unbe­
rührt. 

Artikel 8 

(1) Im Durchgangsverkehr genügt es, wenn 
die Fahrzeuge den Vorschriften eines der Ver­
tragsstaaten entsprechen, 

(2) Für die gewerbliche -Beförderung von Per­
sonen und Gütern mit Kraftfahrzeugen gelten 
im Durchgangsverkehr die Vorschriften des 
Vertragsstaates, in dem das betreffende Fahrzeug 
zugelassen ist. Dies gilt auch für den Werkver­
kehr. 

Artikel 9 

Im Durchgangsverkehr dürfen auch solche 
Zahlungsmittel mitgeführt werden, deren Ein-, 
Aus- oder Durdtfuhr nadt den ,vorschriftep 
eines der Vertragsstaaten sonst verboten sind. 

Artikel 10 
Jeder Vertragsstaat ist verpflidttet, alle Per­

sonen, die im Durchgangsverkehr in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ein­
gereist sind, ohne Rüdtsicht auf die Dauer ihres 
Aufenthaltes in diesem Staat zu übernehmen. 

Artikel 11 
(1) Der Durchgangsverkehr der österreichischen 

Post und der Deutschen Bundespost unter­
liegt keinen Beschränkungen und keinen Durch­
gangsgebühren des jeweils anderen Vertrags~ 
staates. Die in den Postfahrzeugen mitgeführten 
Postsachen dürfen nicht durchsucht werden. 

(2) Die Briefkästen an den Postfahrzeugen 
sind während der -Durchfahrt geschlossen zu 
halten. Während der Durchfahrt findet kein 
Postaustausch statt; auch hat jegliche Annahme 
und Abgabe von Postsachen zu unterbleiben. 

Artikel 12 
Die V ertragsstaa ten werden darauf hin wirken, 

daß das Gebiet der Roßfeldstraße unter Land­
schafts- oder Naturschutz gestellt bleibt. 

Artikel 13 
(1) Ansprüche aus Schadensfällen, die sich auf 

der Scheitelstreck.e ereignen, können unbescha­
det eines anderen Gerichtsstandes auch vor dem 
österreichischen oder dem deutschen Gericht gel­
tend gemacht werden, durch dessen Bezirk die 
Scheitelstreck.e führt. Der Kläger hat zwischen 
diesen Gerichten die Wahl ohne Rüdtsicht dar­
auf, ob sich die Unfallstelle auf österreichischem 
oder deutschem Hoheitsgebiet befindet. Haben 
jedoch der Ersatzberechtigte und der Ersatz­
pflichtige ihren Wohnsitz, Sitz oder gewöhn­
lichen Aufenthalt in demselben Vertragsstaat 
oder gehören beide demselben Vertragsstaat an, 
so ist die Zuständigkeit des Gerichts des anderen 
Vertragsstaates, durch dessen Bezirk die Scheitel­
strecke führt, nicht gegeben. 

(2) Das Recht der Parteien, die Zuständig~eit 
eines Gerichts der Vertragsstaaten ,oder emes 
dritten Staates zu vereinbaren, bleibt unbe­
rührt. 

(3) Ist an dem Schadensfall, der sich auf. ?er 
Scheitelstreck.e ereignet, ein Fahrzeug beteIhgt, 
dessen Halter ein Vertragsstaat oder ein Sonder­
vermögen dieses Staates ist, und ist nach Ab­
satz 1 ein Gericht des anderen Vertragsstaates 
zuständig, so unterwirft sich der erstgenan~te 
Vertragsstaat hinsichtlich der Ansprüche aus dIe­
sem Schadensfall der Gerichtsbarkeit, einschließ­
lich der Zwangsvollstredtung, des anderen Ver­
tragsstaates. Das gleiche gilt für die Länder der 
Vertragsstaaten und deren Sondervermögen. 

(4) Ansprüche aus Schadensfällen, die sich auf 
der _ Scheitelstrecke ereignen, sind nach dem 
Recht des Vertrags'staates zu beurteilen, in dem 
das Gericht seinen Sitz hat. 

213 der Beilagen XI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)2 von 11

www.parlament.gv.at



213 der Beilagen 3 

(5) Durch die Bestimmungen der Absätze 1 
bis 4 wird die im Artikel 2 Absatz 3 getroffene 
Regelung nidtt berührt. 

Artikel 14 

(1) Die Exekut.ivorgane (Polizei, Gendarmerie 
und Zolldienst), die Veterinärorgane sowie die 
Organe des Jagd- und Forstschutzes der Ver­
tragsstaaten sind berechtigt, im Dienst die 
Scheitelstrecke unentgeltlich zu benutzen. Sie 
dürfen dabei ihre Dienstkleidung tragen und 
ihre Dienstausrüstung (insbesondere Dienstwaf­
fen, Munition, Dienstfahrzeuge, Nachridttenge­
räte, Diensthunde) mit sich führen. Auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaat~s dür­
fen sie keine Amtshandlung vornehmen. Von 
der Waffe dürfen sie nur im Falle der Notwehr 

. Gebrauch machen. 

(2) Die österreidtisdt,en Exekutivorgane (Poli­
zei, Gendarmerie und Zolldienst), die öster­
reichischen Veterinärorgane sowie die öster­
reichischen Organe des Jagd- und Forstschutzes 
dürfen in gleicher Weise bei der Fahrt zur 
Scheitelstrecke die deutschen Bundesstraßen 
Nr. 305 von Hangendenstein bis Laroswacht 
und Nr. 319 von Laroswacht bis zur südlichen 
Einmündung der Roßfeldstraße sowie die Roß­
feldstraß,e auf deutschem Hoheitsgebiet unent­
geltlich benutzen. 

(3) Für den Durchgangsverkehr nach Absatz 2 
gelten die Artikel 2 bis 5 des Abkommens 
zwischen der Republik österreich und der Bun­
des republik Deutschland vom 14. September 
1955 über die Beförderung von Exekutiv­
organen im Straßen- und Eisenbahn-Durchgangs­
verkehr entsprech'end. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird der Republik österreich die 
für die Verständigung im Sinne des Artikels 2 
Absatz 3 dieses Abkommens zuständige deutsche 
Behörde bekanntgeben. 

Artikel 15 

Werden gegenüber den im Artikel 14 genann­
ten Organen des einen Vertragsstaates im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates bei 
Ausübung ihres Dienstes oder in Beziehung auf 
diesen Dienst strafbare Handlungen begangen, 
so gelten für die Verfolgung und Ahndung in 
dem zuletzt genannten Vertragsstaat dessen 
strafrechtliche Vorschriften zum Schutz von 
öffentlich Bediensteten. 

Artikel 16 

Für die Amtshaftung sind die Bestimmungen 
des Abkommens zwischen der Republik Öster­
reich und der Bundesrepublik Deutschland vom 
14. September 1955 zur Regelung der Amts­
haftung aus Handlungen von Organen des einen 
in grenznahen Gebieten des anderen Staates ent­
sprechend anzuwenden. 

Artikel 17 

(1) Die Organe und Dienststellen der Ver­
tragsstaaten unterstützen einander soweit wie 
möglich, auch auf dem Hoheitsgebiet des jeweils 
anderen Vertragsstaates, in ihren Dienstobliegen­
heiten, insbesondere bei der überwachung und 
Lenkullg des Durchgangsverkehrs. Sie gewähren 
einander Schutz, teilen wahrgenommene Ver­
stöß·e mit, helfen bei der Sicherung von Spuren 
und Beweismitteln und geben die erforderlichen 
Auskünfte. Die Bestimmung des Artikels 14 
Absatz 1 vorletzter Satz steht dem nichtent­
gegen. Zwangsmaßnahmen sind jedoch nicht zu­
lässig. 

(2) Von strafbaren Handlungen, die von 
einem der im Artikel 14 genannten Organe des 
einen Vertragsstaates im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates begangen werden, ist 
die vorgesetzte Dienststelle dieses Organes durch 
die entsprechende Dienststelle des zuletzt ge­
nannten Vertragsstaates zu benachrichtigen., 

Artikel 18 

Für die Dauer von Instandhaltungsmaß­
nahmen sowie für die Dauer eines öffentlichen 
Notstandes oder einer Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit einschließlich der Sicherheit des 
S:traßenverkehrs kann jeder Vertragsstaat den 
Durchgangsverkehr beschränken oder sperren. 
Aus dem Grunde von Instandhaltungsmaß­
nahmen kann der Durchgangsverkehr auch auf 
dem Hoheitsgebiet des an,deren Vertragsstaates 
beschränkt oder gesperrt werden. Im Falle einer 
Beschränkung oder Sperrung ist die zuständige 
Behörde des anderen Vertragsstaates zu benach­
richtigen. Die Vertragsstaaten werden einander 
die zuständige Behörde bekanntgeben. 

Artikel 19 

Soweit in dieSlCm Vertrag nichts anderes ver­
einbart ist, gilt auf dem Hoheitsgebiet emes 
jeden Vertragsstaates dessen Recht. 

Artikel 20 

Im Durchgangsverkehr wird für Kraftfahr­
zeuge und Anhänge,r, die im Hoheitsgebiet des 
einen VertragslStaates zugelassen sind, auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates Kraft­
fahrzeugsteuer nicht erhoben. Die Beförderun­
gen von Personen, Gepäck und Gütern im 
Durchgangsverkehr mit diesen Fahrzeugen 
unterliegen nicht der Beförderungssteuer des 
Durchgangsstaates, sondern der Beförderungs­
steuer des Ausgangsstaates. Diese Erleichterun­
gen werden· nur gewährt, wenn die für den 
Durchgangsverkehr geltenden Bestimmungen 
eingehalten werden. 

2 

213 der Beilagen XI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 3 von 11

www.parlament.gv.at



213 der Beilagen 

Artikel 21 

Durch die Bestimmungen dieses Vertrages 
bleiben insbesondere unberührt 

a) das Abkommen zwischen· der Republik 
österreich und der Bundesrepublik Deutsch-: 
land vom 14. September 1955 über Er­
leichterungen. der Grenzabfertigung im 
Eisenbahn-, Straßen- und SchiffsVerkehr; 

b) der Vertrag zwischen der Republik öster­
reich und der Bundesrepublik Deutschland 
vom 6. September 1962 über Zollerleichte­
rungen im kleinen Grenzverkehr und im 
Durchgangsverkehr, dieser jedoch nur in­
soweit, als der vorliegende Vertrag keine 
abweichende Regelung trifft. 

Artikel 22 

Wenn sich bei der Durchführung des Vertra­
ges erhebliche Schwierigkeiten ergeben oder sich 
die hei seinem Abschluß bestehenden Verhält­
nisse wesentlich ändern, werden die Vertrags­
staaten auf Verlangen eines Vertragsstaates in 
Verhandlungen über eine angemessene neue Rege­
lung eintreten. 

Artikel 23 

(1) Meinungs.verschiedenheiten über die Aus­
legung oder Anwendung dieses Vertrages sollen 
durch die zuständigen Behörden der Vertrags­
staaten beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf 
die~e Weise nicht beigelegt werden, so ist sie auf 
Verlangen eines der Vertragsstaaten elOem 
Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall 
gebildet, indem jeder Vertragsstaat ein Mitglied 
bestellt und beide Mitglieder sich auf den Ange­
hörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen der Vertragsstaaten 
zu bestellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb 
von zwei Monaten, der Obmann innerhalb von 
drei Monaten zu bestellen, nachdem der eine 
Vertragsstaat dem anderen mitgeteilt hat, daß 
er die Meinungsverschiedenheit einem Schieds­
gericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen 
nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer 
anderen Vereinbarung jeder Vertragsstaat den 
Präsidenten des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte bitten, die erforderlichen Er­
nennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident 
die Staatsangehörigkeit eines der Vertragsstaaten 
oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, 
so soll der Vizepräsident die Ernennungen vor­
nehmen. Be5itzt auch der Vizepräsident die 
Staatsangehörigkeit eines der Vertragsstaaten 
oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang 
nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofes, das 
nicht die Staatsangehörigkeit eines der Vertrags­
staaten besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stim­
menmehrheit. Seine Entscheidungen sind bin~ 
dend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten des 
von ihm bestellten Schiedsrichters sowie seiner 
Vertretung in dem Verfahren vor dem Schieds­
gericht; die Kosten des Obmannes sowie' die 
sonstigen Kosten werden von den Vertrags-: 
staaten zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen 
regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

(6) Die Gerichte der beiden Vertragsstaaten 
werden dem Schiedsgericht auf sein Ersuchen 
Rechtshilfe hinsichtlich der Ladung und Ver­
nehmung von Zeugen und Sachverständigen in 
entsprechender Anwendung der zwischen den 
beiden. Vertragsstaaten jeweils geltenden Ver­
einbarungen über die Rechtshilfe in Zivil- und 
Handelssachen leisten. 

Artikel 24 

Das anliegende Schlußprotokoll ist Bestandteil 
dieses Vertrages. 

Artikel 25 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, 
sofern n:icht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Bundesregierung der 
Republik österreich innerhalb von drei Mona­
ten nach Inkrafttreten des Vertrages eine gegen­
teilige Erklärung abgibt. 

Artikel.26 

(1) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Er ist für die Dauer von zehn 
Jahren nach seinem Inkrafttreten unkündbar, 
danach mit einer Frist von zwei Jahren kündbar. 

(2) Im Falle der Kündigung werden die Ver­
tragsstaaten in Verhandlungen über die Mög­
lichkeit einer anderweitigen befriedigenden Rege­
lung des Durchgangsverkehrs eintreten. 

Artikel 27 

(1) Dieser Vertrag soll so bald wie möglich 
ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden 
sollen in Bonn ausgetauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des 
zweiten Monates nach Austausch der Ratifi­
kationsurkunden in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll­
mächtigten diesen Vertrag unterzeichnet und 
mit Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Wien, am 17. Februar 1966, 
in zweifacher Urschrift. 

Für die Republik österreich: 

Dr. Reichmann 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Dr. Löns 
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Schlußprotokoll 

zu.rn Vertrag zwischen der Republik Öster­
reIch und der Bundesrepublik Deutschland 
vom 17. Februar. 1966 über den Durchgangs-

verkehr auf der Roßfeldstraße 

berührt. Tritt bei der Ausübung dieser Be­
fugnis ein Schaden ein, so findet das Abkom­
men zwischen der Republik österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland vom 14. Sep­
tember 1955 zur Regelung der Amtshaftung 
aus Handlungen von Organen des einen in 

~nläßlich der Unterzeichnung des Vertrages grenznahen Gebieten des anderen Staates ent-
zWIschen der Republik österreich und der Bun- sprechende Anwendung. 
desrepublik Deutschland über den· Durchgangs- t 5. Eine Haftung der Bundesrepublik Deutsch-
verkehr auf der Roßf.eldstraße stellen die Be- . land entfällt für Schäden die bei der Be-
vollmächtigten der beiden . Vertragsstaaten fol- putzung der im Artikel 14 angeführten 
gendes fest: Straßen durch die in dieser Bestimmung ge-

l. Die Republik österreich erklärt daß die Ge- nannten Organe entstehen, wenn die Scheitel-
~einde. Kuchl, Land Salzburg,' beabsichtigt, strecke. wegen eines .. öff~ntl.~chen .Notst~ndes 
eme Stichstraße zu errichten, die sie mit dem od~r eIner. Gefahr fur dIe offenthche Slcher-
au~ österreichüchem Hoheitsgebiet gelegenen ~eJt ,,:on e.men: Vertragssta~tgesperrt worden 
Tell der Roßfeldstraße verbinden soll. Für den Ist; d.les gIlt. nicht, wenn dIe Sperrung wegen 
Fall der Verwirklichung dieser Absicht sagt der SIcherheIt des St.raßenverkehrs oder wegen 
die Bundesrepublik Deutschland zu, im Geiste InstandhaltungsarbeIten erfolgt. 
der Freundschaft und der gutnachbarlichen 6. Die Republik österreich wird darum besorgt 
B~zie~ungen .in Verhandlungen mit der Repu- sein, daß für de~, Bereich des Gebietes der 
bhk österreIch mit dem Ziele einzutreten, Roßfeldstraße keme Ausnahmegenehmigun-

. den Vertrag den geänderten Verhältnissen an- gen vom Bauverbot . gemäß § 2 der Roßfeld-
zupassen. straße-Landschaftsschutzverordnung vom 

2. ?ie ~epublik österreich stellt in Aussicht, 10. August 1960, Landes~esetzblatt für das 
1m ~elste der. Freundschaft und der gutnach- Land Salzburg Nr .. 54, . erteIlt werden. 
barlIchen BezIehungen Wünsche der Bundes- 7. Es besteht ÜberemstImmung darüber, daß 
republik Deutschland bei straßenbaulichen Er- durch Artikel 17 Absatz 1 letz~er Satz Maß-
weiterungen der Scheitelstreckeauf öster- nahmen nicht ausgeschlossen werden sollen, 
reichischem Hoheitsgebiet wohlwollend zu die lediglich der Freihaltung der Straße dienen 
prüfen und deren Erfüllung zu ermöglichen. und weder eine Strafe noch eine Geldbuße 

3. Es besteht Übereinstimmung darüber daß als zum Gegenstand haben. 
Dienstfahrzeuge im Sinne des Artikel; 14 auch 
von den Bediensteten im Dienst gefahrene GESCHEHEN zu Wien, am 17. Februar 1966, 

in zweifacher Urschrift. 
beamteneigene und anerkannte privateigene 
Kraftfahrzeuge gelten. 

4. Durch Artikel 14 Absatz 1 wird die Befugnis 
der dort genannten Organe, auf dem Hoheits­
gebiet des anderen Vertragsstaates nach Maß­
gabe des in:. diesem Vertragsstaat geltenden 
Rechts Personen vorläufig festzuhalten, nicht I 

'-----------

Für die Republik österreich: 

Dr. Reichmann 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Dr. Löns 
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Erläuternde Bemerkungen 

I 

Allgemeiner Teil 

Im Zuge des Ausbaues eines Straßennetzes 
rund um den Obersalzberg während des Zweiten 
Weltkrieges wurde 'unter anderem auch der Bau 
der Roßfeldstraße, die Gegenstand des anliegen­
den Vertrages ist, geplant und begonnen; Die 
damaligen Verhältnisse haben es ermöglicht, 
ohne Rücksicht auf eine Staatsgre~e die Straße 
So anzulegen, wie es der örtlichkeit am besten 
entsprach. Dies hat nun zur Folge, daß die Roß­
feldstraße mehrmals, von der Bundesrepublik 
Deutschland nach österreich und wieder zurück­
führt und daß auf einer Länge von etwa 700 m 
die Staatsgrenze auf der Straße selbst verläuft. 
Unter diesen Umständen war es notwendig, in 
einem besonderen Vertrag alle Rechtsangelegen­
heiten bezüglich des Durchgangsverkehrs auf 
dieser Straße zu regeln, zumal aus prinzipiellen 
Erwägungen ausgeschlossen werden mußte, die 
Schwierigkeiten durch einen Gebietstausch aus 
der Welt zu schaffen. Eine österreichische und 
eine deutsche Regierungsdelegation haben zu 
diesem Zwecke in drei Tagungen (Innsbruck, 
München und Salzburg) den Vertragstext er­
arbeitet. 

Dazu wäre zu sagen, daß der Vertragstext die 
grundsätzliche Regelung enthält, d'aß - soweit 
im Vertrag nichts Abweichendes bestimmt ist -
das Abkommen vom 14., September 1955 
zwischen der Republik österreich und der Bun­
desrepublik Deutschland über Erleichterungen 
der Grenrzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen­
und Schiffsverkehr, BGBl. Nr. 240/1957, und der 
Vertrag vom 6. September 1962 zwischen d~r 
Republik österreich und der Bundesrepubltk 
Deutschland über Zollerleichterungen im kleinen 
Grenzverkehr und im Durchgangsverkehr, BGBl. 
Nr. 52/1964, unberührt bleiben (Artikel 21). 

Die Straße ist von der Bundesrepublik 
Deutschland als Bundesprivatstraße gebaut wor­
den und ist Eigentum der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Es darf vermerkt werden, daß die Straße durch 
ein beliebtes Skigebiet führt und daher lebhaften 
Verkehr aufweist. 

II 

Besonderer Teil 

Artikel 1 gibt die Darstellung der den Ver­
tragsgegenstand bildenden Roßfeldstraße in ihrer 
örtlichen Lage. Dem Vertrag ist übrig,ens ein 
Lageplan beigefügt, weil der Verlauf der Staats­
grenze auf der Fahrbahn durch eine Beschrei­
bung in Worten allein keine Klarheit darüber 
bringen würde, welche Teilstücke der Straße auf 
österreichischem Hoheitsgebiet liegen. 

Absatz 2 enthält die Definition der Scheitel­
strecke. 

Artikel 2 regelt den Bau, die Erhaltung und 
den Betrieb (einschließlich Winterdienst) der 
Scheitelstrecke und bestimmt, daß der Bau, die 
Erhaltung und der Betrieb (einschließlich Winter­
dienst) von der Bundesrepublik Deutschland 
übernommen werden miissen. ' 

In Abs. 3 wird die internationale Zuständig­
keit zur Geltendmachung von Schadenersatzan­
sprüchen gegen die Bundesrepublik Deutschland, 
die aus einer Verletzung ihrer Verkehrssiche­
rungspflicht, betreffend den aufösterreichischem 
Gebiet liegenden Teil der Scheitelstrecke, zum 
Beispiel dem Unterlassen des Sandstreuens bei 
Glatteis, enstehen können, ger:egelt. Solche An­
sprüche sollen ausschli,eßlich vor den deutschen 
Gerichten, in deren Bezirk der deutsche Teil der 
Scheitelstrecke liegt, geltend gemacht werden 
können, das sind derzeit bis zu einem Betrag 
von 1500 DM das Amtsg,ericht Berchtesgaden, 
über 1500 DM das Landgericht Traunstein. 

Die Frage des auf den Schadensfall anzuwen- , 
denden Rechtes wird im Vertrag nicht besonders 
geregelt. Es gelten daher die Normen des 
deutschen internationalen Privatrechts. Das 
deutsche Gericht, vor dem die Rechtssache an­
hän:gig g,emacht wird, wird daher auf Grund des 
Artikels 12 des Einführungsgesetzes zum Bür­
gerlichen Gesetzbuch, der den - auch in öster­
reich geltenden - Grundsatz des Rechts des 
Tatortes enthält, auf einen Schadensfall, der sich 
auf dem österreichischen Teil der Scheitelstrecke 
ereignet hat, österreichisches Recht anwenden., 
Allerdings ist dieser Grundsatz im Artikel 12 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge-
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setzbuch dahingehend eingeschränkt, daß gegeri 
einen Deutschen nicht weitergehende Ansprüche 
geltend gemacht werden können, als nach 
deutschem Recht begründet sind (singuläre Kol­
lisionsnorm). 

Artikel 3 sieht auf der Basis der Gegenseitig­
keit vom 1. Jänner 1960 an die Freiheit von 
Ein- und Ausgangsabgaben eiruichließlich der 
handelsstatistischen Gebühr im gleichen Ausmaß 
vor, wie sie für die Walchen- und Alpenstraße 
gewährt wird. 

Obwohl die Roßfeldstraße (bis zum Bau einer 
Stichstraße [Punkt 1 des Schlußprotokolls ]) nur 
für die deutsche Seite Bedeutung hat, erweist 
sich die getroffene Regelung für Österreich im 
Hinbli<k auf die (zollrechtliche) Gegenseitigkeit 
als vorteilhaft. Die Länge der Roßfeldstraße (im 
Sinne des Artikels 1 Abs. 1) beträgt nämlich 'un­
gefähr 17 km, wovon lediglich 1 km, das heißt 
ein Teil der Sclieitelstre<ke (Artikel 1 Abs.2), 
ganz auf österreichischem Gebiet verläuft. 

Die Setzung eines Stichtages erfolgte auf 
deutschen Wunsch. 

Artikel 4 regelt den Durchgangsverkehr auf 
der Scheitelstre<ke, also jener Stre<ke, wo die 
Straße J;I1ehrmals die Grenze quert und sogar 
auf einem längeren Stü<k die Grenze auf der 
Straße selhst verläuft. 

Da die Roßfeldstraße eine Straße ist, die vor­
wiegend dem Ausflugs- und Touristenverkehr 
dient, wird erwartet, daß die Scheitelstre<ke der 
Roßfeldstraße nicht nur im Durchgangsverkehr 
benützt wird, sondern einzelne Straßenbenützer 
auf dem Teil der Scheitelstre<ke, der auf öster­
reichischem Hoheitsgebiet liegt, umkehren und 
daher in dieselbe Richtung zuru<kkehren wer­
den, aus der sie gekommen sind. Diesem Um­
stand trägt der Abs. 1 durch die Be§timmung, 
daß als Durchgangsverkehr im Reiseverkehr 
auch der Hin- und Rü<kweg gilt, Rechnung. 

Sowohl von österreichischer als auch von 
deutscher Seite wird auf eine Grenzabfertigung 
im Durchgangsverkehr verzichtet. Es findet da­
her keine genereHe Paß- oder Zollkontrolle 
statt, doch bleibt jeder der beiden Vertrags­
staaten berechtigt, zur Verhinderung von Zu­
widerhandlungen auf seinem Hoheitsgebiet im 
Bedarfsfallle die erforderlichen Kontrollmaß­
. nahmen durchzuführen. 

SChon der Artikel 18 des Vertrages vom 6. Sep­
tember 1962 zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über Zoll­
erleichterungen im kleinen Grenzverkehr und 
im Durchgangsverkehr, BGBL Nr. 52/1964, gibt 
in seinem Abs. 4 den beiden Vertragspartnern die 
Möglichkeit, bei kurzen Durchgangsstre<ken von 
4er Dun;hführung eines Zoll verfahrens Abstand 
zu nehmen. In Artikel 4 Abs. 2 wird nun fest­
gelegt, daß im gegenständlichen Durchgangsver­
kehr - vorbehaltlich beim Betrieb von Ver­
kaufsstellen -,- keine Zollabfertigung stattfindet. 

Zu Abs. 3 wäre noch zu sagen: Mit dem Bun­
desverfassungsgesetz vom 26. Oktober 1955, 
BGBI. Nr. 211/1955, hat österreich seine immer­
währende Neutralität ,erklärt. Durch den Aus­
schluß der Militärpersonen in Uniform und der 
Personen, die Kriegsgerät mit sich führen, vom 
Durchgangsverkehr auf den der Regelung des 
Staatsvertrages unterworfenen Straßenstü<ken 
soll den aus der immerwährenden Neutralität 
sich ergebenden völkerrechtlichen Verpflichtun­
gen in klarer WeiS'e Rechnung getragen werden. 

Artikel 5 befreit die Benützung der Scheitel­
stre<ke der Roßfeldstraße im Durchgangsver­
kehr von einer gesonderten Durchreisebewilli.,. 
gunJ;. Zur allfälligen Feststellung der Identität 
von Straßenbenütz·ern sind diese jedoch ver­
pflichtet, einen mit Lichtbild versehenen amt­
lichen Ausweis mit sich zu führen. Personen 
unter 16 Jahren sind hievon ausgenommen. 

Artikel 6 regelt den vorübergehenden Aufent­
halt auf Rastplätzen, in der Nähe der Scheitel­
stre<k.e und auf der Scheitelstre<ke selbst sowie 
das Auf- und Absetzen von Personen und das 
Verbot des Auf- und Abladens von Waren. 

Dem Wesen eines Durchgangsverkehrs ent­
sprechend, hat die Durchfahrt grundsätzlich 
ohne Aufenthalt zu erfolgen, doch wird ein vor­
übergehender Aufenthalt auf den hiefür vorge­
sehenen Park- und Rastplätzen gestattet. Das 
Zelten und das Abstellen von Wohnwagen ist je­
doch ebensowenig erlaubt wie das Abweichen 
von der Durchgangsstraße. . 

In diesem Artikel wird für das Verhalten 
während des Durchganges im Hinbli<k auf die 
Besonderheiten dieser Straße, die eine reine. Aus­
sichtsstraße darstellt, an deren Rändern Rast­
plätze angelegt sind, eine Regelung getroffen, 
die über die Vorschriften des Artikels 19 Abs. 2 
des Abkommens ü:ber Zollerleichterungen im 
kleinen Grenzverkehr und im Durchgangsver­
kehr hinausgeht. 

Artikel 7 regelt Fragen der Führerscheine, Zu­
lassungsscheine und der Kraftfahrzeughaftpflicht­
versicherung . 

Der Abs. 2 läßt die Vorschriften der Vertrags­
partner über den Abschluß und den Nachweis 
einer Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung unbe­
rührt. Nur im Anrainerverkehr wird eine Er­
leichterung insoweit geschaffen, als der Abschluß 
und der Nachweis nach den Vorschriften des 
Vertragsstaates, in dem das Fahrzeug zugelassen 
ist, genügen. 

Artikel 8 stipuliert, daß die Fahrzeuge den 
Vorschriften eines der Vertragsstaaten entsprechen 
müssen und daß für die gewerbliche Beförderung 
von Personen und Gütern die Vorschriften des 
Vertragsstaates gelten, in dem das Fahrzeug zu­
ge,lassen ist. Dies gilt auch für den Werkverkehr. 
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Artikel 9 sieht vor, daß der Durchgangsver- ren, zu verbieten. Es wuidedaher vereinbart, 
kehr nicht durCh Devisenbeschränkurrgen Unter~ daß· das Gebiet· der Roßfeldstraße '(auf öster­
bunden wird. " reichischer Seite) unter Landschaftsschutz und 

Artikel 10 sieht· über die Bestimmungen des (auf deutscher Seite) unter Naturschutz gestellt 
Notenwechsels vorn '19. Juli 1961 zwischen der wird, wodurch ein weitergehendes Bauverbot er­
Osterreichi~chen Bundesregierung und der Re- 'reicht wird. Da eine Ausnahmegenehmigung vom 
gierung der Bundesrepublik Deutschland betref- Bauverbot bei Landschaftsschutz jedoch wesent~ 

, Ü ' . lich leichter als bei Naturschutz erteilt werden fend die bernahme von Personen an der Grenze 
zwischen österreich·· und der Bundesrepublik kann, wurde österreidiischerseits die Verpflich-
Deutschland (österreichisch-deutsches Schubab- tung übernommen,daraufhinzuwirken, daß eine 
kommen), BGBl. Nr. 227/1961, hinausgehend derartige Ausnahmegenehmigung nicht, erteilt 
vor, daß die Verpflichtung der Rückübernahme werden wird (Ziffer 6 des Schlußprotokolls). 

von Personen, die unter Mißbrauch dieses Ver- Artikel 13 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
trages in das Gebiet des anderen Vertragsstaates sich im Hinblick auf den Grenzverlauf auf der 
eingereist sind, jederzeit besteht. Scheitelstrecke oft schwer oder überhaupt nicht 

Artikel 11 berÜcksichtigt, daß die im Post- feststellen lassen wird, ob sich ein Schaden auf 
gesetz, BGBl. Nr. 58/1957, der Post verbehalte- österreichischem oder auf deutschem Gebiet er­
nen Rechte lediglich die Einrichtungen der öster- eignet hat. Deshalb soll für die Geltendmachung 
reichischen Postverwaltung (§ 1 Postgesetz) ge- von Ansprüchen aus solchen Schadensfällen 
nießen. Es bedarf daher einer Regelung durch - unbeschadet eines anderen Gerichtsstandes (all~ 
Bundesgesetz oder Staatsvertrag (Artikel 50 gemeiner Gerichtsstand, Gerichtsstand des Ver­
Bundes-Verfassungsgesetz), sofern einer auslän- mögens usw.) - nach Wahl des Klägers das öster­
dischen Postanstalt ein Recht auf Beförderung reichische oder das deutsche Gericht zuständig 
von Postsendungen über österreichisches Staats- sein, durch dessen Bezirk die Scheitelstrecke 
gebiet zugestanden wird. Die von der ausländi- führt. Dies gilt ohne Rücksicht darauf, ob sich 
sehen Postanstalt beförderten Sendungen sollen der Schadensfall auf österreichischem oder 
einen besonderen Rechtsschutz genießen, wie dies deutschem Hoheitsgebiet ereignet hat. Haben 
auch bei Postsendungen der Fall ist, die sich im jedoch der Ersatzberechtigte und der Ersatz­
Gewahrsam der österreichischen Post befinden; pflichtige ihren Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichen 
sie dürfen daher keinen wie immer gearteten Aufenthalt in demselben Vertragsstaat oder ge­
exekutionsrechtlichen oder, sonstigen behörd- hören beide demselben Vertragsstaat an, so ist 
lichen Zwangsmaßnahmen unterworfen werden. die Zuständigkeit des Gerichtes des anderen Ver­
Der österreichischen Post werden gleichartige tragsstaates, durch dessen Bezirk ,die Scheitel­
Rechte für den Durchgangsverkehr über das Ge- strecke führt, nicht gegeben. In diesen Fällen ist 
biet der Bundesrepublik Deutschland eingeräumt. nämlich die Inanspruchnahme der Gerichte des 
Im Gegensatz zu Artikel 47 des Weltpostver- anderen Vertragsstaates nach rechtspolitischen 
trages, BGBl. Nr. 352/1965, und Artikel 6 des Gesichtspunkten nicht erforderlich. Diese Rege­
Postpaketabkommens, BGBl. Nr. 352/1965, lung gilt nicht nur für Klagen, sondern auch für 
sollen die von der Postanstalt des Vertragspart- einstweilige Verfügungen und Beweissicherungen 
ners beförderten Postsendungen keinen Durch- (Abs. 1). 
gangsgebühren unterworfen sein. Eine solche Ver- Das Recht der Parteien, die Zuständigkeit eines 
einbarung ist gemäß Artikel 8 § 1 der Satzung anderen Gerichtes der Vertragsstaaten oder eines 
des Weltpostvereins, BGBl. Nr. 350/1965, zu- dritten Staates zu vereinbaren, wird nicht be-
lässig. .. h t (Ab 2) ru r, s. . 

Die Rechte der ausländischen Postanstalt be-
. h ch d Ist an einem Schadensfall, de·r sl'ch auf der 

Zle en si le iglich auf den Durchgangsverkehr, 
wobei jegliche Annahme und Abgabe von Post- Scheitelstrecke ereignet hat, ein Fahrzeug betei-
sachen zu unterbleiben hat. ligt, dessen Halter ein Vertragsstaat oder ein 

Sondervermögen dieses Staates ist, und ist nach 
Artikel 12 trägt dem Interesse der beiden Zol1- Abs. 1 ein Gericht des anderen Vertragsstaates 

verwaltungen Rechnung, daß wegen der schwie- zuständig, so unterwirft sich der erstgenannte 
rigen Grenzüberwachung und erhöhten Schmug- Vertragsstaat hinsichtlich der Ansprüche aus 
gelgefahr an Grenzstraßen keine Verbauung diesem Schadensfall der Gerichtsbarkeit des 
stattfindet. Da die Scheitelstrecke (Artikel 1 anderen, Vertragsstaates. Dies gilt --; wie im 
Abs. 2) auf österreichischem Gebiet jedoch bis Vertrag ausdrücklich festgehalten worden ist -
zu einer Tiefe von zirka 350 m verläuft bietet auch ·für die Zwangsvollstreckung, Da auch die 
in diesem Fall der § 15 Abs. 2 Zollgesetz ~ dieser Länder der Vertragsstaaten und deren Sonder­
kann zweifelsfrei nur für Bauten in unmittel- vermögen als Halter eines Kraftfahrzeuges in 
barer Nähe der Zollgrenze Anwendung finden - Betracht kommen, wurden auch sie in die Be­
keine verläßliche Handhabe, die Errichtung von stimmung ausdrücklich aufgenommen. Eine ent­
Gebäuden" die die Grenzüberwachung erschwe- sprechende Bestimmung ist im Artikel 15 Abs; 4 
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des . Abkommens vom 14. September 1955 mit sich führen, sind, jedoch zur Vornahme von 
zwischen der Republik österreich und der Bun- Amtshandlungen auf dem Hoheitsgebiet des 
desrepublik Deutschland über den erleichterten anderen Staates nicht berechtigt. Von ihrer Waffe 
Straßendurchgangsverkehr zwischen Salzburg und dürfen sie nur im Falle der Notwehr Gebrauch 
Lofer über deutsches Gebiet· und zwischen Gar- machen~ 

misch-Partenkirchen und Pfronten/Füssen über Die Benützung der deutschen 'Bundesstraßen 
österreichisches Gebiet, BGBl. Nr. 241/1957, ent- Nr. 305 und 319 und der gesamten Roßfeldstraße 
halten. Die Aufnahme einer besonderen Bestim- durch österreichische Exekutivorgane ist deshalib 
mungüber die Zwangsvollstreckung der in einem erforderlich, weil die auf österreichis·ch,em Gebiet 
Vertragsstaat ergangenen Entscheidung im ande- gelegene Scheitelst recke der Roßfeldstraß.e mit 
ren Vertragsstaat (siehe Artikel 15 Abs. 3 des Kraftfahrzeugen auf andere Weise nicht erreicht 
vorgenannten Abkommens vom 14. September werden kann. 
1955) konnte entfallen, da zwischen den beiden Die Exekutivorgane; die im Durchgangs­
Vertragsstaaten der Vertrag vom 6. Juni 1959 verkehr die oben bezeichneten Straßen benützen, 
über die gegenseitige Anerkennung. und Voll- dürfen Personen, die sie [bei Verbrechen auf 
streckung von gerichtlichen Entscheidungen, frischer Tat betreten, nur nach Maßgabe der 
Vergleichen und öffentlichen Urkunden in Zivil- Bestimmungen festhalten, wie sie auch für jede 
und Handelssachen, BGBL Nr. 105/1960, in Gel- andere Person gelten. Eine diesbezügliche Erläu­
tung steht. terung zu Artik'el 14 Abs. 1 ist in Ziffer 4. des 

Was das auf Schadensfälle auf der Scheitel- Schlußprotokolls zu diesem Vertrag enthalten. 
strecke im einzelnen anzuw~ndende Recht an- Die überwachung des Durchgangsverkehrs auf 
langt - das wird in der Regel das Recht des dem österreichischen Teil der Scheitelstrecke wird 
Unfallsortes sein -, so würden sich im Hinblick vom Zollamt Dürnberg vorgenommen. Abs. 2 
auf die Besonderheiten des Grenzverlaufesauf dieses Artikels sichert nun den Beamten den 
der Scheitelstrecke oft Schwierigkeiten daraus er- Anmarsch zur Scheitelstpecke auf dem kürzesten 
geben, daß - insbesondere im Winter - nicht Weg ohne Entrichtung einer Mautgebühr, die 
festgestellt werden kann, ob sich der Unfall auf ansonsten für die Benützung der Roßfeldstraße 
österreichischem oder auf deutschem Hoheits- zu bezahlen wäre. 
gebiet ereignet hat, oder daraus, daß sich der Es wäre noch auf die Parallelbestimmungen des 
U~fa.ll auf .der Grenze, also sowohl a~f öst~r- Artikels 11 im Abkommen vom 14. Septem­
rel~1lSchem als auch auf deutscI:em HoheitSgebIet" her 1955 zwischen der Repuhlik österpeich und 
ereIgnet hat. Als Ausweg bestimmt Abs. ~, d~ß' der Bundesrepublik Deutschland über Erleichte­
das Recht de.s Vert.ragsst~ates anzuwe?den 1st, m rungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
dem das Gencht semen SItz hat. Es WIrd also das Straßen- und Schiffsverkehr, ,BGBL Nr. 240/ 
österreichische Gericht österreichisches Recht, das 1957 des Artikels 14 Abs. 1 im Ahkommen vom 
deutsche Gericht deutsches Recht anwenden. Ei~e 14. S~ptember 1955 zwischen der Repu.blik öster­
auf ähnlichen Gedanken f~ßende Regelung;. dIe reich und der Bundesrepublik Deutschland über 
auch zur Anwendung des eIgenen Rechtes fuhrt, den erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr 
ist im österte~chischen Recht !m Nachlaßv~rf~h- auf den Strecken Mitte~wald (Grenze)-Griesen 
ren (§§ 22 biS 25 Außerstreitgesetz) SOWIe 1m (Grenze) und Ehrwald (Grenze)-Vils. (Grenze), 
Entmündigungsverfahren (§ 14 Abs. 1 Ent- BGBL Nr. 242/1957, des Artikels 8 im Abkom­
mündigungsordnung) bereits vorgesehen. men vom 14. September 1955 zwischen der 

Abs. 5 schließlich grenzt den Bereich des Ar- Republik österreich. und der B.undesrepublik 
tikels 13 der Schadensfälle Dritter auf der Schei- Deutschland über ·dle Durchheforderung von 
telstreck; der RoßfeIdstraße behandelt zum Bei- Häftlingen auf den Eisenbahnstrecken Mitten­
spiel den Zusammenstoß zweier Kraf~fahrzeuge, wald (Grenz~)-Griesen (Grenze) und Ehrwald 
und den des Artikels 2 Abs. 3 der Schaden- (Grenze)-Vils (Grenze), BGBL Nr. 243/1957, 
ersatzansprüche gegen den Eigentümer der und des Artikels 2 Albs. 2. im Abk~mmen vo~ 
Straße als Straßenerhalter wegen Verletzung der !4. Sel?tember 1955 ZWIschen .der Republtk 
Verkehrssicherheitspflicht behandelt, ab. Osterreich und der Bundesrepubhk Deutschland 

über die Beförderung von Exekutivorganen im 
Straßen- und Eisenbahndurchgangsverkehr, BGBl. 
Nr. 244/1957, beziehungsweise die Erläuternden 
Bemerkungen zu diesen Bestimmungen zu ~er­
weisen. 

Artikel 14 sieht vor, daß Exekutivorgane hei­
der Vertragsstaaten berechtigt sind, im Dienst 
die Scheitelstrecke der Roßfeldstraße unentgelt­
lich zu benützen; den österreichischen Exekutiv­
organen wird darüber hinaus das Recht ein­
geräumt, bei der Fahrt zur Scheitelstrecke die 
deutschen Bundesstraßen Nr. 305 und 319 und 
die Roßfeldstraße in ihrer gesamten Länge zu be­
nützen. Die Exekutivorgane dürfen hiebei ihre 
Dienstkleidung tragen und ihre Dienstausrüstung 

Artikel 15 regelt ·die Verfolgung und die 
Ahndung von strafbaren Handlungen gegenüber 
den im Artikel 14 genannten Organen. 

Da die Exekutivorgane der Vertragsstaaten 
gemäß Artikel 17 dieses Vertrages sQlWeit wie 
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möglich einander zu unterstützen haben, wird 
ihnen bei der Ausübung ihres ni,enstes auf dem 
Hoheitsgebiet ,des anderen Vertragsstaates der 
strafrechtliche Schutz gewährt, wie er nach dem 
jeweils geltenden Recht öffentlichen Bediensteten 

, zukommt. 

Es wäre noch auf die Paralleltbestimmungen 
des Artikels 19 Abs. 2 im Abkommen vom 
28. Oktober 1955 zwischen der RepUlblik öster­
reich und der Bundesrepublik Deuts,chland über 
die Regelung des Grenzüberganges der Eisen­
bahnen, BGB!. Nr. 239/1957, der Artikel 8 und 
12 Abs. 2 im Abkommen vom 14. Septem­
ber 1955 zwisch,en der Republik österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über Erleichte­
rungen der Grenzahfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffs·verkehr, BGB!. Nr. 240/1957, 
des Artikels 13 im Abkommen vom 14. Septem­
ber 1955 zwischen der Republik österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland ii:berden erleich­
terten Eisenbahndurchgangsverkehr auf den 
Strecken Mittenwald (Grenze)-Griesen (Grenze) 
und Ehrwald (Grenze)-Vils (Grenze), BGBI. 
Nr. 242/1957, und des Artikels 11 im AJbkom­
men vom 14. September 1955 zwischen der 
Republik österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland über die Durchbeförderung von 
Häftlingen auf den Eisenbahnstrecken Mitten­
wald (Grenze)-Griesen (Grenze) und iEhrwald 
(Grenze)-Vils (Grenze), EGBI. Nr. 243/1957, 
beziehungsweise auf die Erläuternden ,Bemer­
kungen zu diesen Bestimmungen zu verweisen. 

Artikel 16 regelt Fragen der Amtshaftung. 

Artikel 17 sieht vor, daß - bedingt durch 
die gutnachbarlichen Beziehungen zwischen der 
Republik österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland und die voraussichtlich häufige Be­
nützung der gegenständlichen Straßen im Durch­
gangsverkehr durch Exekutivorgane - die 
Organe und Dienststellen der Vertragsstaaten 
in ihren Dienstobliegenheiten soweit wie möglich 
einander zu unterstützen haben. Dies gilt ins­
besondere für die überwachung und Lenkung 
des gesamten Durchgangsverkehrs. 

Von strafbaren Handlungen, die Exekutiv­
organe des einen Vertragsstaates im Hoheits­
gebiet des anderen Vertragsstaates selbst began­
gen haben, ist unverzüglich die vorgesetzte 
Dienststelle des betreffenden Organes zu ver­
ständigen. 

Das in Artikel 14 Abs. 1 ausgesprochene 
Verbot von Amtshandlungell der auf dem 
Gebiet des einen Vertragsstaates tätigen Organe 
des anderen Vertragsstaates erfährt in Abs. 1 
insofern eine Durchibrechung, als ,dort die 
wechselseitige Unterstützung und die Zusammen­
ar.beit der Organe und Dienststellen beider Ver­
tragsstaaten vorgeschrieben wird.' Aber auch 
dabei dürfen ·die Organe des fremden Staates 
keine Zwangsmaßnahmen treffen. Die Fest-

nahme von Personen durch die jeweils fremden 
Organe und die Verbringung von ihnen etwa an­
gehaltener Personen durch diese Organe in deren 
eigenes Staatsgebiet ist also ebenso ausgeschlossen 
wie die zwangsweise Durchbeförderung auf dem 
Gebiet des einen Vertragsstaates festgenommener 
Personen durch das Gebiet des anderen Vertrags­
staates, insbesondere über dessen Straßenteile 
(siehe hiezu auch Ziffer 4 des Schlußprotokolls). 

Zu Abs. 2 wird auf die Parallelbestimmungen 
des Artikels 20 Abs. 4 des AJbkommens vom 
28. Oktober 1955 zwischen der Republik öster­
reich und der Bundesrepublik Deutschland über 
die, Regelung des Grenzüberganges der Eisen­
bahnen, BGBI. Nr. 239/1957, und des Artikels 13 
Abs. 4 des Abkommens vom 14. September 1955 
zwischen der Republik österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland über Erleichterun­
gen der Grenzabfertigung im EisenJbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr, BGBI. Nr. 240/1957, 
beziehungsweise auf die Erläuternden Bemer­
kungen zu diesen Bestimmungen verwiesen. 

Artikel 18 gibt die Möglichkeit, daß bei öffent­
lichem Notstand, bei Gefahr für öffentliche 
Sicherheit - einschließlich oder' Sicherheit des 
Straßenverkehrs - und bei Instandhaltungs­
maßnahmen einer der Vertragsstaaten unter 
Benachrichtigung des anderen die Straßenstrecke 
sperren kann. 

Unter anderen können es neutralitätspolitische 
Gründe erfordern, daß der Durchgangsverkehr 
generell beschränkt oder gesperrt wird. Für der­
artige Maßnahmen soll Artikel 18 die ent­
sprechende Rechtsgrundlage bieten. 

Artikel 19 enthält eine Generalklausel, die 
besagt, daß - soweit in diesem Vertrag nichts 
anderes bestimmt ist - das Recht jedes Vertrags­
staates auf seinem eigenen Hoheitsgebiet gilt. 

Artikel 20 gibt ·die Befreiung von der Kraft­
fahrzeugsteuer und überläßt die Einhebung der 
Beförderungssteuer dem Ausgangsstaate des 
Kraftfahrzeuges. Hier wird die Regelung, die 
im Artikel 17 Abs. 2 des Vertrages Ülber Zoll­
erleichterungen im kleinen Grenzverkehr und im 
Durchgangsverkehr hinsichtlich der Kraftfahr­
zeug- und Beför.derungssteuer (nach ihrer T extie­
rung) nur für Kraftfahrzeuge getroffen wurde, 
auch auf Anhänger ausgedehnt. 

Artikel 21 regelt das Ve~hältnis _ dieses Ver­
trages zu anderen Verträgen mit der Bundes­
r.epuiblik Deutschland über die Grenzabfertigung 
und über die Zollerleidlterung. 

Die Verweisung in lit. a auf das Abkommen 
vom 14. September 1955 zwischen der Republik 
österreich und der ,Bundes republik Deutschland 
über Erleichterung·en der Grenzahfertigung im 
Eisenbahn-, Straßen- und SdIiffsverkehr, EGBI. 
Nr. 240/1957, hat nur für den Fall aes Baues 
einer Stichstraße (Punkt 1 des SchlußprotokoIIs, 
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Anlage B) Bedeutung, da diese zweifellos die 
Errichtung eines gemeinsamen Zollamtes n,ach 
sich ziehen wird. 

Artikel 22 sieht bei Schwierigkeiten oder 
wesentlichen Änderungen der bestehenden Ver­
hältnisse neue Verhandlungsmöglichkeiten vor. 

Artikel 23 befaßt sich mit der Regelung von 
Meinungsverschiedenheiten der Vertragsstaaten, 
insbesondere mit der Schiedsgerichtsbarkeit und 
dem Verfahren vor dem Schiedsgerirut. 

Die Vertragsparteien traten gemeinsam an den 
Präsidenten des Europäisruen Gerichtshofes für 
Mensruenrerute heran und ersuruten ihn um 
übernahme der in diesem Artikel vorgesehenen 
Funktion. Der Präsident erklärte sich hiezu aus­
drückliru bereit. 

Artikel 24 sieht vor, daß ein anliegendes 
Srulußprotokoll Bestandteil des Vertrages ist. 

Artikel 25 sieht unter gewissen Bedingungen 
die Ausdehnung der Gültigkeit des Vertrages auf 
das Land Berlin vor. 

Artikel 26 besagt, daß der Vertrag auf un­
bestimmte Zeit geschlossen ist. Er ist für die 
Dauer der ersten zehn Jahre unkündbar und 
hernach mit einer Frist von zwei Jahren künd­
bar. Im Falle einer derartigen Kündigung werden 
die Vertragsstaaten alsbald in neue Verhand­
lungen eintreten. 

Artikel 27 sieht· den Austausru der Ratifika­
tionsurkunden in Bonn vor. 

Der Vertrag tritt am ersten Tage des zweiten 
Monats nach Austausru der Ratifikationsurkun­
den in Kraft. 

Das Schlußprotokoll befaßt sich mit den mög­
lichen Plänen der Gemeinde Kuchl im Land Salz­
burg, eine Stirustraße zur Roßfeldstraße zu 
bauen. Hiedurru würde eine wesentliche Ände­
rung der Sarulage entstehen, und der Vertrag 
wäre diesen Verhältnissen anzupassen. 

Ferner verpflirutet sich die Republik öster­
reich, bei straßenbaulichen Erweiterungen der 
Scheitelstrecke Wünsrue der Bundesrepublik 
Deutschland wohlwollend zu prüfen und - so­
weit angängig - die Erfüllung derselben zu er-
mögliruen. . 

Die beamteneigenen undprivateigenen Kraft­
fahrzeuge, die von Bediensteten gemäß Artikel 14 
im Dienst verwendet werden, sind Dienstfahr­
zeugen gleiruzusetzen. 

Wenn - wie oben zu Artikel 17 Abs. 1 ge­
sagt wurde - den jeweils fremden Organen kein 
Festnahmererut zusteht, so räumt Ziffer 4 des 
Schlußprotokolls diesen Organen doru eine Be­
fugnis zur vorläufigen Festhaltung von Personen 
ein. Diese Befugnis geht aber nicht weiter, als 
sie jedem im Rahmen des an Ort und Stelle gel­
tenden innerstaatlichen Rechts zusteht; für das 
österreichische Gebiet ist die Grenze dieser Be­
fugnis durch § 9'3 Strafgesetz abgesteckt. 

Im Falle einer Sperre der Srueitelstrecke wegen 
eines öffentlichen Notstandes oder einer Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit, nirut auru im 
Falle einer Sperre aus Gründen der Sicherheit 
des Straßenverkehrs oder bei Instandhaltungs-· 
arbeiten, soll die Haftung der Bundesrepublik 
Deutsruland als Straßen erhalter für die Zufahrts­
straßen zur Scheitelstrecke (Artikel 14) gegenüber 
österreichischen Organen,· die trotzdem die Zu­
fahrtsstraßen benützen, entfallen. 

Die Republik österreiru verpflichtet sich, keine 
Ausnahmeverbote gemäß § 2 der Roßfeldstraße­
Landschaftsschutzverordnung des Landes Salz­
burg vom 10. August 1960 zu erteilen. 

Schließlich wurde übereingekommen, daß 
Zwangsmaßnahmen gemäß Artikel 17, die ledig­
liru der Freihaltung der Straße dienen und weder 
eine Strafe noru eine Geldbuße zur Folge haben, 
nicht ausgeschlossen werden sollen. 
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